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waltverbrechen aus antisozialistischer Zielstellung (z. B. Mor
den an Grenzsoldaten) oder von Gewaltdelikten, die Polizi
sten gegen Bürger (z. B. fortschrittliche Demonstranten) be
gehen.23

'Gesetzgeber und Gerichte sind in den kapitalistischen Län
dern auch bestrebt, die strafrechtliche Verantwortlichkeit der 
Unternehmer für Verletzungen der Arbeitsschutzvorschriften 
ednzuschränken. Der Anwendungsbereich des in England 1963 
erlassenen Arbeitsschutzgesetzes z. B. bezieht sich nur auf 
Kontore, Lager und Räume der Eisenbahnbetriebe. Die straf
rechtliche Verantwortlichkeit der Unternehmer für Gesund
heitsschäden ist auf Geldstrafen bis zu 300 Pfund Sterling be
schränkt. Die bürokratische Struktur und Arbeitsweise der 
Organe, die die Einhaltung der Arbeitsschutzvorschriften zu 
überwachen haben, erschwert die Strafverfolgung noch mehr.

Der Strafzwang wird eindeutig auf Angehörige werktä
tiger Klassen und Schichten konzentriert. In der Strafpraxis 
der BRD tritt gerade diese Seite der Ungleichheit deutlich 
hervor, obwohl nach außen hin Gesetzlichkeit und Gleich
heit proklamiert werden. Kriminologen und Strafrechtswis
senschaftler geben dort z. T. unverblümt zu, daß die Arbei
terklasse und die anderen Werktätigen durch die Strafge
setze benachteiligt werden. Sie gehen dabei davon aus, daß 
„kriminelle Handlungen insbesondere von denen erwartet 
werden, die besitz- und machtlos sind, die keiner geregel
ten Arbeit nachgehen und in ungeordneten Verhältnissen le
ben. .. Keine zu kriminalisierenden Handlungen erwarten 
die Mitarbeiter der Instanzen der sozialen Kontrolle dagegen 
von denen, .deren Besitz und Macht sie erhalten sollen1“.24

Vielfach wird in diesem Zusammenhang auch darauf hin
gewiesen, daß z. B. staatliche Kontrollen, insbesondere der 
Polizei, bevorzugt dort stattfinden, wo gesetzwidrige Hand
lungen Angehöriger der sog. Unterschichten erwartet wer
den, während die Herrschenden kaum kontrolliert werden. 
Das Geschäftsgebaren der Monopole steht praktisch außer
halb staatlicher Kontrolle. Die Folge ist eine Kriminalisie
rung der Werktätigen und Entkriminalisierung der herrschen
den Oberschicht.

Eine Einschränkung der Gleichheit bei der Strafverfol
gung in der BRD stellt auch die mit dem Einführungsgesetz 
zum StGB vom 2. März 1974 (insbesondere Art. 19) erfolgte 
Ausweitung des Opportunitätsprinzips dar. Dadurch ist es 
der Staatsanwaltschaft möglich, ohne jegliche Kontrolle und 
nach ihrem Ermessen (d. h. ohne nähere gesetzliche Krite
rien) bei geringfügigen Vermögensdelikten von der Strafver
folgung abzusehen. Entsprechend der dargestellten klassen
mäßigen Grundposition des imperialistischen Strafrechts 
führt das nicht nur zu einer massenhaften Nichtverfolgung 
begangener Straftaten, sondern auch zu einer Privilegierung 
besitzender Schichten.

Zum Teil wird die Einstellung von der Zahlung hoher 
Geldbeträge abhängig gemacht, die nur von Vermögenden 
bezahlt werden können.25 Das läuft praktisch auf einen Los
kauf von der strafrechtlichen Verantwortlichkeit hinaus.

Ausländerfeindlichkeit, Chauvinismus und Rassismus spie
len auch in der Strafpraxis imperialistischer Staaten eine 
Rolle. So wurde z. B. von einigen Richtern der BRD „die Aus
ländereigenschaft strafschärfend“ gewertet.26 In den USA 
sitzen Weiße über Farbige zu Gericht und benachteiligen sie 
in jeder Weise. Die Insassen von Gefängnissen der USA sind 
überwiegend farbige Amerikaner. Ihr Anteil nimmt weiter 
zu.27
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Diktator Pinochets Anti-Terroristen-Gesetz
SERGIO INSUNZA,
Präsident des Büros „Chile Antifascista“ in der DDR, 
ehern. Justizminister der Unidad-Popular-Regierung Chiles

Am 17. Mai 1984 veröffentlichte die chilenische Tagespresse 
ein Gesetz, das „terroristische Verhaltensweisen bestimmt 
und die Strafe dafür festlegt“. Es soll dazu beitragen, die 
massenhaften kriminellen Handlungen des Geheimdienstes 
CNI, die sich gegen die Menschenrechte der chilenischen 
Bevölkerung richten, zu „legalisieren“.

Was ergibt sich aus diesem juristischen Machwerk der Mi
litärjunta Pinochets im einzelnen?

1. Das Gesetz enthält keine Definition des Terrorismus, 
sondern führt lediglich eine Reihe von Handlungen auf, die 
bereits früher zu Verbrechen erklärt wurden, so z. B. An
griffe auf die Integrität des Staatschefs oder anderer hoher 
Würdenträger, deren Ehegatten, Blutsverwandte oder Nach
kommen. Neu ist die Möglichkeit gegeben, das Strafmaß in 
derartigen Fällen zu erhöhen und ggf. die Todesstrafe zu ver
hängen. In jedem Fall sind die des Terrorismus Verdächtigen 
oder Beschuldigten der CNI zu überantworten.

Als „terroristisch“ wird u. a. auch dasjenige Verhalten 
bezeichnet, das einen terroristischen Akt oder die Beteili
gung daran rechtfertigen soll oder mit dem terroristische 
Handlungen angedroht oder auch bloße terroristische Absich
ten anderer gebilligt werden. Das Gesetz soll damit jegliche 
Widerstandshandlungen gegen das Gewaltregime Pinochets 
und seine Handlanger bereits im Vorbereitungsstadium als 
„terroristisch“ abqualifizieren und sie kriminalisieren.

2. Die Tatbestände des Gesetzes erfassen hingegen nicht 
diejenigen brutalen, terroristischen Handlungen, die von Or
ganen der Militärjunta gegen die chilenische Bevölkerung 
begangen worden sind und weiterhin begangen werden. Von 
der Strafverfolgung ausgeschlossen sind also diejenigen, die 
unmittelbar nach dem Staatsstreich Pinochets Tausende von 
chilenischen Patrioten und Demokraten ermordeten, die bei 
Verhören die Folter und andere unmenschliche Methoden an
wandten, die unschuldige Bürger willkürlich verhafteten, in 
Konzentrationslager ein wiesen und dann spurlos „verschwin
den“ ließen. Ungesühnt bleiben nach diesem Gesetz auch von 
Pinochet-Agenten im Ausland begangene Attentate, die bei
spielsweise den Tod Orlando Leteliers und General Prats’ 
herbeiführten.

3. Weltweit anerkannten Grundsätzen des Strafrechts zu
wider droht das Gesetz für Teilnehmer an terroristischen 
Handlungen gleiche Strafen an wie für Täter. Die terroristi
sche Absicht und das terroristische Vorhaben werden der be
reits begangenen terroristischen Handlung gleichgestellt.

4. Das Gesetz regt zu Denunziationen und f alschen Anschul
digungen an, indem es Strafmilderung für diejenigen vor
sieht, die Informationen über terroristische Absichten oder 
Vorhaben liefern oder die durch ihre Aussagen Präzedenz- 
verfahren gegen mißliebige Personen ermöglichen. Dabei 
braucht die betreffende Behörde die Identität desjenigen, der 
entsprechende Informationen liefert, nicht zu offenbaren.

5. Das Gesetz ermächtigt auch das Gericht, die Angaben 
und die Identität von Informanten oder anderen Personen, 
die vor Gericht zu erscheinen haben, gegenüber dem Beschul
digten so lange geheim zu halten, bis die Anklage verkündet 
ist.

6. Das Gesetz läßt es zu, daß auch derjenige in Haft ge
nommen werden kann, der als Verfechter oder Anhänger ge
waltsamer Aktionen gegen die Militärjunta gilt oder bei dem 
während der Ermittlungen der Verdacht besteht, daß seine 
Angaben zur Person und zum Wohnsitz nicht den Tatsachen 
entsprechen.

7. Das Gesetz erweitert die Befugnisse des Geheimdienstes 
CNI bei der Untersuchung von Vorgängen, bei denen ledig
lich die vage Vermutung besteht, es könnte eine „terroristi
sche Verhaltensweise“ vorliegen. Es ermächtigt solche admi
nistrativen Organe wie Bürgermeister, Gouverneure und Gar
nisonskommandanten zur Verhaftung mutmaßlicher Terro-


